Abdruck als Beilage — 21 — 
zur Geſetz⸗ Sammlung für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


—— 


(Nr. 304.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichshofes für Handelsſachen. 
Vom 12. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


§. 1. 
Für Handelsſachen wird ein für alle Staaten des Norddeutſchen Bundes 
emeinſamer oberſter Gerichtshof errichtet, deſſen Zuständigkeit ſich über das ge 
ame Bundesgebiet erſtreckt und welcher die Benennung »Bundes⸗Oberhandels— 
gericht« führt. 
$. 2. 
Das Bundes- Oberhandelsgericht ſoll in Leipzig feinen Sitz haben und aus 
einem Präſidenten, einem oder mehreren Vizepräſidenten und der erforderlichen 
Anzahl von Räthen beſtehen. 8 3 


Die Mitglieder des Bundes⸗Oberhandelsgerichts werden auf Vorſchlag 
des Bundesrathes von dem Bundespräſidium ernannt. 


§. 4. 


Die Ernennung der erforderlichen Sekretaire erfolgt im Namen des 
Bundespräſidiums durch den Bundeskanzler, die Ernennung der erforderlichen 
übrigen Subaltern⸗ oder Unterbeamten durch den Präſidenten des Bundes⸗ 
Oberhandelsgerichts. 

6.5. 


Der für das Bundes ⸗Oberhandelsgericht erforderliche Aufwand wird aus 
der Bundeskaſſe beſtritten. Ju hender 1 alle bei dem Bundes⸗Ober⸗ 


en angeftellten Beamten als Bundesbeamte aus der Bundeskaſſe 
eſoldet. 


Bundes- Geſetbl. 1869. 33 $. 6. 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1869. 


Ba er 


F. 6. 

Zum Mitgliede des Bundes-⸗Oberhandelsgerichts kann nur ein Rechts- 
kundiger ernannt werden, welcher nach den Geſetzen des Bundesſtaates, dem er 
angehört, befähigt iſt, zum rechtskundigen Mitgliede eines oberen Gerichtshofes 
dieſes Staates ernannt zu werden, oder welcher an einer Deutſchen Univerſität 
die Stelle eines ordentlichen öffentlichen Lehrers des Rechts bekleidet. 


K 


Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe des Bundes-⸗Oberhandelsgerichts iſt die 
Theilnahme von mindeſtens ſieben Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, 
erforderlich. Die Zahl der Mitglieder, welche bei der Faſſung eines Beſchluſſes 
eine entſcheidende Stimme führen, muß in allen Fällen eine ungerade ſein. Iſt 
die Zahl der bei der Erledigung einer Sache mitwirkenden Mitglieder eine gerade, 
jo führt dasjenige Mitglied, welches zum Rathe des Bundes⸗Oberhandelsgerichts 
zuletzt ernannt iſt und bei gleichem Dienſtalter derjenige, welcher der Geburt 
nach der jüngere iſt, nur eine berathende Stimme. 


$. 8. 

Das Bundes ⸗Oberhandelsgericht kann, auf Grund eines Beſchluſſes des 
Bundesrathes, in mehrere Senate getheilt werden. 

Die Zuſammenſetzung der Senate erfolgt durch den Präſidenten, mindeſtens 
auf die Dauer eines Gerichtsjahres. Für dieſelbe Dauer hat der Präſident die 
Mitglieder zu bezeichnen, welchen für Verhinderungsfälle die Vertretung obliegt. 

Ein Mitglied des Bundes⸗Oberhandelsgerichts kann gleichzeitig ſtändiges 
Mitglied r Senate ſein. 5 

Den Vorſitz in den Senaten führt der Präſident, ein Vizepräſident und 
in Verhinderungsfällen derjenige Rath des Senats, welcher das Amt eines 
Rathes am Bundes⸗Oberhandelsgericht am längſten bekleidet, und bei gleichem 
Dienſtalter derjenige, welcher der Geburt nach der ältere iſt. 


$. 9. 

Wenn die Anſicht eines Senats über eine Rechtsfrage von einer früheren 
Entſcheidung deſſelben Senats oder eines anderen Senats oder des Plenums 
abweicht, ſo muß vor der Sachentſcheidung dieſe Rechtsfrage vor das Plenum 
gebracht werden. Die Anſicht des letzteren iſt für die Entſcheidung der Sache, 
welche zu der Plenarberathung Veranlaſſung gegeben hat, maaßgebend. 


$. 10. 


Zur Praxis bei dem Bundes⸗Oberhandelsgerichte, einſchließlich der zur 
Inſtruktion der Rechtsmittel dienenden ee e el ($$. 17. und 18.), ſowie zur 
Niederlaſſung am Sitze jenes Gerichtshofes ſind alle in einem Staate des Nord⸗ 
deutſchen Bundes zur gerichtlichen Praxis feſt zugelaſſenen Rechtsanwalte und 
Advokaten berechtigt. 8 

ur 
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Zur Annahme von Zuſtellungen haben die Parteien einen am Sitz des 
Bundes ⸗Oberhandelsgerichts wohnenden Bevollmächtigten zu beſtellen. Unterlaſſen 
ſie dies, ſo erfolgt die Zuſtellung durch die Poſt mittelſt rekommandirten Schreibens. 


F. 11. 


Der Geſchäftsgang bei dem Bundes ⸗Oberhandelsgerichte wird durch ein 
Regulativ geordnet, welches der Gerichtshof zu entwerfen und dem Bundesrathe 
zur Beſtätigung einzureichen hat. 

In dem Geſchäfts-Regulative find insbeſondere auch die Befugniſſe des 
Präſidenten a ge und die Angelegenheiten zu bezeichnen, welche noch außer 
den in dieſem Geſetze bezeichneten Fällen durch das Plenum zu erledigen ſind. 


§. 12. 


Das Bundes ⸗Oberhandelsgericht tritt in Handelsſachen an die Stelle des 
für das Gebiet, in welchem die Sache in erſter Inſtanz anhängig geworden iſt, 
nach den Landesgeſetzen beſtehenden oberſten Gerichtshofes mit derjenigen Zuſtän⸗ 
digkeit, welche nach dieſen Landesgeſetzen dem oberſten Gerichtshofe gebührt. 

Die Zuſtändigkeit des Bundes⸗Oberhandelsgerichts kann durch Aktenver⸗ 
ſendung an juriſtiſche Spruchkollegien und Fakultäten nicht ausgeſchloſſen werden. 

$. 13. 
Handelsſachen im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, in welchen durch die Klage ein Anſpruch f 
1) gegen einen Kaufmann (Art. 4. des Allgemeinen Deutſchen Ane 
geſetzbuchs) aus deſſen Handelsgeſchäften (Art. 271 — 276. des Allgemeir 
nen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs), 
2) aus einem Wechſel im Sinne der Allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗ 
Ordnung, 
3) aus einem der nachſtehend bezeichneten Rechtsverhältniſſe geltend ger 
macht wird: 

a) aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Mitgliedern einer Handels- 
geſellſchaft, zwiſchen dem ſtillen Geſellſchafter und dem Inhaber des 
Handelsgewerbes, ſowie zwiſchen den Theilnehmern einer Vereini⸗ 
gung zu einzelnen Handelsgeſchäften oder einer . zum 
Handelsbetriebe (Art. 10. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs), ſowohl während des Beſtehens, als nach Auflöſung des 
geſchäftlichen Verhältniſſes, ingleichen aus dem Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen den Liquidatoren oder den Vorſtehern einer Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, und der Geſellſchaft oder den Mitgliedern derfelben; 

b) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches das Recht zum Gebrauche der 
N betrifft / 

e) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches durch die Veräußerung eines 
beſtehenden Gondelegeſchſe zwiſchen den Kontrahenten mi, 
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d) aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Prokuriſten, dem Hand⸗ 
lungsbevollmächtigten oder dem Handlungsgehülfen und dem Eigen⸗ 
thümer der Handelsniederlaſſung, ſowie aus dem Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen einer dritten Perſon und demjenigen, welcher ihr als Pro⸗ 
kuriſt oder Handlungsbevollmächtigter aus einem Handelsgeſchäfte 
haftet (Art. 55. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs), 

e) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches aus den Berufsgeſchäften des 
Handelsmäklers im Sinne des Allgemeinen Deutſchen Handels- 
geſetzbuchs zwiſchen dieſem und den Parteien entſteht 

f) aus den Rechtsverhältniſſen des Seerechts, insbeſondere aus den⸗ 
jenigen, welche auf die Rhederei, die Rechte und Pflichten des Rhe⸗ 
ders, bes Korreſpondent⸗Rheders und der Schiffsbeſatzung, auf die 
Bodmerei und die Haverei, auf den Schadenserſatz im Falle des 
Zuſammenſtoßens von Schiffen, auf die Bergung und Hülfeleiſtung 
in Seenoth und auf die Anſprüche der Schiffsgläubiger ſich beziehen. 

Iſt nach den Landesgeſetzen die Klage noch in anderen, als den vorſtehend 
unter Nr. 1. bis 3. bezeichneten bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vor das Han⸗ 
delsgericht erſter Inſtanz gewieſen, fo find auch dieſe Rechtsſtreitigkeiten als Han⸗ 
delsſachen im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen. 


$. 14. 


Iſt in Folge einer Klagenhäufung über eine Handelsſache und über eine 
andere Sache durch ein Erkenntniß zu entſcheiden, ſo iſt die Zuſtändigkeit des 
re nur dann begründet, wenn der Werth der Handelsſache 
der höhere 

+ Barfebe gilt, wenn in Folge einer Widerklage, welche mit der Klage in 
einem und demſelben Rechtsſtreite zu erledigen iſt, Handelsſachen und andere 
Sachen den Gegenſtand der Entſcheidung bilden. 


b. 15. 


Wird in einem zur Zuſtändigkeit des Bundes⸗Oberhandelsgerichts gehörigen 
Rechtsſtreite in Folge eines en, e oder einer Zwangsvollſtreckung von 
einem Dritten Widerſpruch erhoben, ſo iſt für den aus einem ſolchen Wider⸗ 
ſpruche entſtehenden Rechtsſtreit das Bundes⸗Oberhandelsgericht nur dann zu⸗ 
ſtändig, wenn dieſer Rechtsſtreit nach den Vorſchriften des N 15. ganz oder zum 
Theil zur Zuſtändigkeit des Bundes⸗Oberhandelsgerichts gehört. 

Auch in Bezug auf Einwendungen, welche im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren von Seiten des Klägers oder des Beklagten erhoben werden, iſt das Bun⸗ 
des⸗Oberhandelsgericht nur inſofern zuſtändig, als der in Folge dieſer Einwen⸗ 
dungen entſtandene Rechtsſtreit nach den Beſtimmungen des F. 13. ganz oder 
zum Theil zur Zuſtändigkeit des Bundes⸗Oberhandelsgerichts gehört. 


$. 16. 


In den zur Zuſtändigkeit des Bundes - Oberhandelögerichts en 
echts. 


er 


Rechtsſachen beftimmt fich das Prozeßverfahren auch bei dieſem Gerichtshofe nach 
den füt 505 Gebiet . ang u die Sache an das Bundes ⸗Oberhandelsgericht 
gelangt, geltenden Prozeßgeſetzen, ſoweit nicht dieſes Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 

Hierdurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß Prozeßhandlungen, welche in 
einem anderen Gebiete vorgenommen werden, hinſichtlich der Form nach dem 
Rechte des Orts ihrer Vornahme zu beurtheilen ſind. 


$. 17. 


In denjenigen Gebieten, in welchen nach den daſelbſt geltenden Prozeß⸗ 
besten das Rechtsmittel, über welches der oberſte Gerichtshof zu entſcheiden hat, 
ei einem dieſem nachgeordneten Gerichte inſtruirt wird, tritt dieſes Verfahren 
auch in denjenigen Sachen ein, welche zur Zuſtändigkeit des Bundes⸗Oberhandels⸗ 
gerichts gehören. In dieſen Sachen ſind die Akten nach beendigter Inſtruktion 
des Rechtsmittels an das Bundes⸗Oberhandelsgericht einzuſenden. 

Der Beſchluß des Gerichts, bei welchem das Rechtsmittel inſtruirt wird, 
die Akten an das Bundes⸗Oberhandelsgericht oder an den oberſten Landesgerichts. 
hof einzufenden, iſt einer Anfechtung nicht unterworfen. 


5. 18. 


Iſt das Rechtsmittel nach den für das Verfahren maaßgebenden Prozeß⸗ 
geſetzen des betreffenden Gebiets bei dem oberſten Gerichtshofe Er inſtruiren, 
fo erfolgt dieſe Inſtruktion auch in den zur Zuſtändigkeit des Bundes Ober⸗ 
handelsgerichts gehörigen Sachen nicht bei letzterem, ſondern bei demjenigen 
oberſten Gerichtshofe, deſſen Zuständigkeit begründet fein würde, wenn eine an⸗ 
dere, als eine Handelsſache vorläge und zwar in derſelben Weiſe, als wenn dieſer 
Gerichtshof auch für die eee zuſtändig wäre. 

Nach beendigter Inſtruktion hat der gedachte Gerichtshof, wenn er das 
Bundes- Oberhandelsgericht für zuständig erachtet, die Akten an dieſes abzugeben. 

ndet nach den für das Verfahren maaßgebenden Prozeßgeſetzen eine mündliche 

erhandlung vor der nee über das Rechtsmitel ſtatt, fo erfolgt dieſe 
mündliche Verhandlung bei dem Bundes⸗Oberhandelsgerichte. — In den nach 
dem Rheiniſchen Prozeßrechte zu verhandelnden Sachen werden die Akten nach 
ingang der Erwiderungsſchrift des Kaſſationsverklagten oder nach Ablauf der 
für die Niederlegung dieſer Schrift beſtimmten Friſt unter Beifügung eines ſchrift⸗ 
lichen Reguiſitoriums des General⸗Staatsanwaltes an das Bundes - Ober- 
handelsgericht abgegeben. 


$. 19. 


Auf die nach dem Hannoverſchen Prozeßrecht zu verhandelnden Sachen 
finden die g. a und 185 keine Anwendung. Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt 
in Gemäßheit des §. 435. der Hannoverſchen Prozeßordnung zur Termins. 
ſch daß le unmittelbar bei dem Bundes-Oberhandelögerichte einzureichen. Erklärt 
ſich das letztere für unzuſtändig, oder ſpricht der oberſte Landesgerichtshof, wenn 
bei dieſem die Nichtigkeitsbeſchwerde eingereicht und der Termin zur mündlichen 
Verhandlung erwirkt iſt, feine Unzuſtändigkeit aus, fo find die Akten im 
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erſteren Falle an den oberſten Landesgerichtshof, im zweiten Falle an das 
Bundes ⸗Oberhandelsgericht abzugeben. Bei dem Gerichtshofe, an welchen die 
Akten abgegeben ſind, kann jede Partei den Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung erwirken. Die bisherigen Prozeßhandlungen bleiben in den bezeichneten 
Fällen wirkſam, was insbeſondere auch in Anſehung der rechtzeitigen Einlegung 
des Rechtsmittels gilt. f 

$. 20. 


Iſt nach den für das Verfahren maaßgebenden Prozeßgeſetzen bei der 
mündlichen Verhandlung eine Mitwirkung der Staatsanwaltfchaft erforderlich, 
ſo wird dieſe durch ein von dem Präſidenten des Bundes⸗Oberhandelsgerichts 
zu ernennendes Mitglied des letzteren vertreten. 


g. 21. 


Der Beſchluß eines oberſten Landesgerichtshofes, durch welchen ſich der⸗ 
ſelbe für zuftändig oder deshalb für unzuſtändig erklärt, weil das Bundes⸗Ober⸗ 
handelsgericht zuſtändig ſei, oder der Beſchluß des letzteren, durch welchen ſich 
dieſes für zuſtändig oder deshalb für unzuſtändig erklärt, weil ein oberſter Landes⸗ 
gerichtshof zuſtändig ſei, iſt einer Anfechtung nicht unterworfen und für den an- 
deren Gerichtshof bindend. 8. 22 


Für die Berechnung der Gerichtskoſten und für die Berechnung der Ge— 
bühren der Anwalte und Advokaten find in den an das Bundes-Oberhandels- 
gericht gelangenden Sachen die Vorſchriften maaßgebend, nach welchen die Koſten 
und Gebühren zu berechnen ſein würden, wenn die Sache an den oberſten 
Landesgerichtshof gelangt wäre. Die Mehrkoſten, welche durch Reiſen eines 
auswärtigen Anwalts oder Advokaten nach dem Sitze des Vundes⸗Oberhandels⸗ 
gerichts entſtehen, iſt der Gegner zu erſtatten nicht verbunden. Stempelpapier 
und Stempelmarken find bei dem Bundes - Oberhandelsgerichte nicht zu verwen⸗ 
den, vielmehr iſt der Betrag der Stempel, welche, wenn die Sache bei dem 
oberſten Landesgerichtshofe anhängig geworden wäre, für die bei dieſem ftattfin- 
denden Ausfertigungen, einſchließlich der Dekrete, Beſchlüſſe und Urtheile, nach den 
Landesgeſetzen zu verwenden geweſen fein würden, als Gerichtsgebühr zu be⸗ 
rechnen und mit den Gerichtskoſten einzuziehen. Dies gilt auch von den an 
das Bundes⸗Oberhandelsgericht gerichteten Geſuchen und Eingaben der Parteien. 

Die für die Geſchäfte des Bundes⸗Oberhandelsgerichks zu berechnenden 
Koſten fließen zur Bundeskaſſe. Für das Verfahren, welches dadurch entſtanden 
iſt, daß die Sache zunächſt an das unzuſtändige Gericht gelangt und von dieſem 
an das zuſtändige abgegeben iſt, kommen Gerichtskoſten nicht in Anſatz. 


§. 23. 
1 155 Mitglieder des Bundes-Oberhandelsgerichts werden auf Lebenszeit 
angeſtellt. 
a Ein Mitglied des Bundes⸗Oberhandelsgerichts wird feines Amtes und des 
damit verbundenen Gehaltes verluſtig: wenn daſſelbe in dem Strafverfahren je, 
Ts 
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Erkenntniß des zuständigen Gerichts eines Bundesſtaates zum Amtsverluſte, 
zu einer entehrenden Strafe, zu einer nicht entehrenden Freiheitsſtrafe von län⸗ 
gerer als einjähriger Dauer, oder wegen eines entehrenden Verbrechens oder Ver- 
gehens zu einer Strafe rechtskräftig verurtheilt worden iſt. 
Entſteht Zweifel darüber, ob einer der vorſtehend bezeichneten Fälle vor⸗ 
liege, jo wird hierüber im Plenum des Bundes⸗Oberhandelsgerichts entſchieden. 


$. 24. 


Iſt gegen ein Mitglied des Bundes⸗Oberhandelsgerichts eine Unterfuchun 

85 23.) eingeleitet worden, fo kann das Bundes ⸗Oberhandelsgericht mittel 
lenarbeſchluſſes die Suspenſion des Angeſchuldigten von feinem Amte für die 

Dauer der Unterſuchung ausſprechen. g 

Die Suspenſion tritt von Rechtswegen ein, wenn gegen den Angeſchul⸗ 
digten die Unterſuchungshaft verhängt wird. 

Durch die Suspenſion wird das Recht auf den Genuß des vollen 
Gehalts während der Dauer der Suspenſion nicht berührt. 


F. 25. 


Wenn ein Mitglied des Bundes⸗Oberhandelsgerichts durch ein körperliches 
Gebrechen oder durch Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er⸗ 
füllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig wird, ſo tritt ſeine Verſetzung in 
den Ruheſtand gegen Gewährung einer Penſion ein. 

Die jährliche Penſion beträgt bis zur Vollendung des zehnten Dienſtjahres 
2% des Gehalts; fie erhöht ſich mit der Vollendung eines jeden folgenden 
ee und bis zur Vollendung des fünfzigſten Dienftjahres um je 0 

es Gehalts. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit wird die Zeit mitgerechnet, während welcher 
das Mitglied ſich im Dienſte des Norddeutſchen Bundes oder im Staats- oder 
Kommunaldienſte eines Bundesſtaates befunden oder in einem Bundesſtaate als 
Anwalt, Advokat, Notar „Patrimonialrichter oder als öffentlicher Lehrer des 

echts an einer Deutſchen Univerſität fungirt hat. 

Liegen die Vorausſetzungen der Verſetzung eines Mitgliedes in den Ruhe⸗ 
fand vor, ohne daß daſſelbe ein hierauf gerichtetes Geſuch einreicht, fo kann 
die Verſetzung dieſes Mitgliedes in den Ruheſtand durch Plenarbeſchluß des 
Bundes- Sberhandelsgerichts ausgeſprochen werden. 

Das Verfahren beſtimmt fi) nach den in der Anlage veröffentlichten Vor⸗ 
ſchriften der gg. 56 — 63. des Königlich Preußiſchen Geſetzes, betreffend die 
Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine 
andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851. Die Verrichtungen 
des Staatsanwaltes und des Unterſuchungsrichters werden von je einem Mit⸗ 
gliede des Bundes- Oberhandelsgerichts, welches der Präſident ernennt, wahr⸗ 


genommen. 
$. 26. 


Die in den Sg. 23 — 25. bezeichneten Entſcheidungen und Wee des 
une 
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Bundes ⸗Oberhandelsgerichts können mit einem Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 
$. 27. 


Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, wird durch 
Verordnung des Bundespräſidiums beſtimmt. In den zu dieſem Zeitpunkte bei 
einem oberſten Landesgerichtshofe bereits anhängigen Sachen tritt die Zuſtändig⸗ 
keit des Bundes-Oberhandelsgerichts nicht ein. Als anhängig gelten auch die⸗ 
jenigen Sachen, in welchen die Abſendung der Akten zur Inſtruktion oder zur 
Abfaſſung der Entſcheidung bereits beſchloſſen iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes-Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


An; 


— 


Anlage. 
(Zu $. 25.) 


Auszug 


aus dem Königlich Preußiſchen Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen 
der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851. 


$. 56. 

Ein Richter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges kör⸗ 
perliches Gebrechen, oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen 
Kräfte zu der Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, muß in den 
Ruheſtand verſetzt werden. 

$. 57. 

Sucht der Richter in einem ſolchen Falle ſeine Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand nicht nach, ſo findet das in den nachſtehenden Paragraphen vorgeſchrie⸗ 
bene Verfahren ſtatt. 

$. 58. 


Der Richter oder ſein nöthigenfalls hierzu beſonders zu beſtellender Ku⸗ 
rator wird von dem Vorfitzenden des Gerichts, deſſen Mitglied er iſt, ſchriftlich 
unter Angabe der Gründe darauf aufmerkſam gemacht, daß der Fall der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand vorliege. 8 i 

In Anſehung der Einzelrichter hat den Beruf hierzu der Präſident oder 
Direktor desjenigen Gerichts erſter Inſtanz, in deſſen Gerichtsſprengel der Ein⸗ 
zelrichter angeſtellt iſt; in Anſehung der Präſidenten oder Direktoren der Ge⸗ 
richte erſter Inſtanz der Erſte Präſident des Appellationsgerichts; in Anſehung 
der Erſten Präſidenten der Appellationsgerichte der Erſte Präſident des ober⸗ 
ſten Gerichtshofes. 

§. 59. 

Die in dem vorhergehenden Paragraphen vorgeſchriebene Eröffnung ge⸗ 
ſchieht durch den ſuſtändigen Vorſitzenden von Amtswegen oder auf den An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft. 
ird fie nicht vorgenommen, jo beſchließt das unmittelbar höhere Ge- 
richt, oder wenn es ſich um den Erſten Präſidenten eines Appellationsgerichts 
oder ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes handelt, dieſer Gerichtshof in 
ſeiner Plenarverſammlung, von Amtswegen oder auf den Antrag der Staats- 
anwaltſchaft, daß fie ſtattfinden folle, und in dieſem Falle muß fie von dem 
Erſten Präſidenten des beſchließenden Gerichts vorgenommen werden. 5 

Dem Erſten Präſidenten eines oberſten Gerichtshofes kann die Eröff⸗ 
nung nur auf Grund eines Beſchluſſes dieſes Gerichtshofes gemacht werden, 
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welcher alsdann von dem geſetzlichen Stellvertreter des Erſten Präſidenten voll- 
zogen wird. 
$. 60. 

Wenn der Richter oder deſſen Kurator nicht innerhalb ſechs Wochen von 
dem Tage der ihm in Gemäßheit der §§. 58. oder 59. gemachten Eröffnun 
ſeine Verſetzung in den Ruheſtand freiwillig nachſucht, ſo muß, wenn es ie 
um ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes oder um den Erſten Präſidenten 
eines Appellationsgerichts handelt, oder wenn in Gemäßheit des $. 59. ein Be⸗ 
ſchluß des oberſten Gerichtshofes ergangen iſt, dieſer Gerichtshof, in allen 
übrigen Fällen das Appellationsgericht, nachdem ihm die etwaige Gegenerflä- 
rung des betreffenden Richters vorgelegt worden iſt, in einer names 
ſammlung darüber Beſchluß faſſen, ob dem Verfahren Fortgang zu geben fei 
oder nicht. 

$. 61. 

Beſchließt das Gericht die Fortſetzung des Verfahrens, fo ernennt deſſen 
Erſter ae einen Richter Kommiſſar. Dieſer hat die Thatſachen, ar 
welche die Verſetzung in den Ruheſtand begründet werden foll, zu erörtern, die 
erforderlichen Zeugen und Sachverſtändigen eidlich zu vernehmen, und zum 
Schluſſe den Richter oder deſſen Kurator mit feiner Erklärung über das Er- 
gebniß der Erörterung zu hören. 

$. 62. 

Die geſchloſſenen Akten werden dem Gerichte vorgelegt, welches in ſeiner 
Plenarverſammlung nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft darüber Beſchluß 
faßt, ob der Fall der Verſetzung in den Ruheſtand vorliege. Das Gericht kann 
vor Abfaſſung dieſes Beſchluſſes die Vorladung der Zeugen und der Sachver⸗ 
ſtändigen zum Zwecke ihrer mündlichen Vernehmung in der Sitzung verordnen. 
Dem Gerichte ſteht es jederzeit zu, das Erſcheinen des betheiligten Richters 
unter der Warnung zu verordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Anwalt zu 
ſeiner Vertretung nicht zugelaſſen wird. 


$. 63. 


Der Beſchluß iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. Er wird dem 
Juſtizminiſter überſandt, welcher, wenn derſelbe dahin lautet, daß der Fall der 
Verſetzung in den Ruheſtand vorliege, das Weitere zu veranlaſſen hat. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
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